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98. Verordnung: Abänderung der Verordnung, womit zwischenstaatlichen Organisationen Privilegien und
Immunitäten eingeräumt werden.

9 9 . Verordnung: Fachinspektoren-Zulagenverordnung 1958.
100. Kundmachung: Geltungsbereich der Konvention über die Rechtsstellung der Flüchtlinge.
1 0 1 . Notenwechsel zwischen der österreichischen Botschaft in Rio de Janeiro und dem brasilianischen Außen-

ministerium über den Abschluß eines Zahlungs- und Warenaustauschabkommens.

9 8 . Verordnung der Bundesregierung vom
29. April 1958, mit der die Verordnung der
Bundesregierung vom 18. Jänner 1955, BGBl.
Nr. 40, womit zwischenstaatlichen Organisa-
tionen Privilegien und Immunitäten einge-

räumt werden, abgeändert wird.
Auf Grund des § 1 des Bundesgesetzes vom

24. Feber 1954, BGBl. Nr. 74, über die Ein-
räumung von Privilegien und Immunitäten an
zwischenstaatliche Organisationen, in der Fas-

sung des Bundesgesetzes vom 13. Feber 1957,
BGBl. Nr. 56, wird verordnet:

Die Anlage zur Verordnung vom 18. Jänner
1955, BGBl. Nr. 40, in der Fassung der Ver-
ordnung vom 18. Juni 1957, BGBl. Nr. 155,
wird nach Maßgabe der nachstehenden Anlage
abgeändert.

Raab Helmer Tschadek
Drimmel Proksch Thoma
Bock Waldbrunner Graf Figl

Anlage

Der Annex VII des Übereinkommens über die Privilegien und Immunitäten der Spezial-
organisationen hat zu lauten:

(Übersetzung.)

ANNEX VII

Die Weltgesundheitsorganisation

In ihrer Anwendung auf die
Weltgesundheitsorganisation der
Vereinten Nationen (im folgen-
den als „die Organisation" be-
zeichnet) gelten die Standard-
klauseln vorbehaltlich der fol-
genden Bestimmungen:

1. Artikel V und Abschnitt 25,
Paragraphen 1 und 2 (I), des
Artikels VII gelten für Per-
sonen, die zur Dienstleistung
beim Exekutivrat der Organi-
sation ernannt wurden, ihre
Vertreter und Berater, ausge-
nommen es erfolgt von seiten
des Exekutivrates ein Verzicht
auf die Immunität einer solchen
Person gemäß Abschnitt 16.

2. I) Den Sachverständigen
(außer den Beamten, die unter
die Bestimmungen des Arti-
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kels VI fallen), welche in Komi-
tees der Organisation Dienst
tun oder Aufträge für die Or-
ganisation ausführen, wurden
die folgenden Privilegien und
Immunitäten, soweit es für die
wirksame Ausübung ihrer Auf-
gaben notwendig ist, gewährt,
einschließlich der Zeit, die sie
auf Reisen in Verbindung mit
dem Dienst bei solchen Komi-
tees oder Aufträgen verbringen.

a) Schutz vor persönlicher
Verhaftung oder Beschlagnahme
ihres persönlichen Gepäcks;

b) in bezug auf mündliche
oder schriftliche Äußerungen
oder Handlungen, die sie bei
Erfüllung ihrer offiziellen Auf-
gaben setzen, Schutz vor gericht-
licher Verfolgung jeder Art.
Dieser Schutz wirkt ungeachtet
der Tatsache, daß die betreffen-
den Personen nicht mehr bei
Komitees der Organisation
Dienst tun oder mit Aufträgen
für die Organisation beschäftigt
sind, weiter;

c) dieselben Erleichterungen
in bezug auf Währungs- und
Geldwechselbeschränkungen und
in bezug auf ihr persönliches
Gepäck, wie sie den Beamten
ausländischer Regierungen bei
Erfüllung zeitweiliger offizieller
Aufträge gewährt werden;

d) Unverletzlichkeit ihrer Pa-
piere und Dokumente;

e) das Recht, Chiffrierschlüs-
sel zu verwenden, Dokumente
und schriftliche Mitteilungen
durch Kurier oder in versiegel-
ten Säcken für ihre Mitteilungen
mit der Weltgesundheitsorgani-
sation zu empfangen.

II) Die in den obigen Para-
graphen (b) und (e) festgesetz-
ten Privilegien und Immuni-
täten werden den Personen ge-
währt, die bei beratenden Sach-
verständigenkörperschaften der
Organisation tätig sind, jedoch
nur in Ausübung ihrer Funk-
tionen als solche.

III) Die Privilegien und Im-
munitäten werden den Sachver-
ständigen der Organisation im
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Interesse der Organisation und
nicht zum persönlichen Vorteil
der einzelnen selbst gewährt.
Die Organisation hat das Recht
und die Pflicht, die Immunität
eines Sachverständigen in jedem
Falle aufzuheben, in dem nach
ihrer Meinung die Immunität
den Lauf der Gerechtigkeit hin-
dern würde und in dem ohne
Nachteil für die Interessen der
Organisation darauf verzichtet
werden kann.

3. Artikel V und Abschnitt 25,
Paragraphen 1 und 2 (I), des Ar-
tikels VII erstrecken sich auf die
Vertreter der außerordentlichen
Mitglieder, die an der Arbeit
der Organisation in Überein-
stimmung mit den Artikeln 8
und 47 der Verfassung teil-
nehmen.

4. Die in Abschnitt 21 der
Standardklauseln angeführten
Privilegien, Immunitäten, Be-
freiungen und Erleichterungen
werden auch allen Stellver-
tretenden Generaldirektoren der
Organisation gewährt.

9 9 . Verordnung des Bundesministeriums für
Unterricht vom 5. Mai 1958 zur Durchfüh-
rung des § 71 Abs. 2 des Gehaltsgesetzes 1956
(Fachinspektoren-Zulagenverordnung 1958).

Auf Grund der §§ 71 Abs. 2 und 92 Abs. 3
des Gehaltsgesetzes 1956, BGBl. Nr. 54, wird
im Einvernehmen mit dem Bundeskanzleramt
und dem Bundesministerium für Finanzen ver-
ordnet:

§ 1. Diese Verordnung gilt für Lehrer, die
mit der Fachinspektion für einzelne Gegenstände
an den der Aufsicht des Bundesministeriums für
Unterricht unterstehenden Unterrichtsanstalten
betraut werden.

§ 2. (1) Die Dienstzulage der Lehrer, die mit
der Fachinspektion für einzelne Gegenstände be-
traut werden, entspricht dem Unterschiedsbetrag
zwischen dem Gehalt (einschließlich der für die
Bemessung des Ruhegenusses anrechenbaren Zu-
lagen) des Lehrers und dem im § 3 angeführten
Teil des Gehaltes (einschließlich der für die
Bemessung des Ruhegenusses anrechenbaren Zu-
lagen), der dem Lehrer gebühren würde, wenn
er zum Beamten des Schulaufsichtsdienstes der
entsprechenden Verwendungsgruppe ernannt

worden wäre, soweit nicht die im § 4 an-
geführten Mindestsätze zur Anwendung kom-
men.

(2) Als entsprechende Verwendungsgruppen der
Beamten des Schulaufsichtsdienstes im Sinne des
Abs. 1 gelten
für Lehrer der Verwendungsgruppe L 1 die Ver-

wendungsgruppe S 1,
für Lehrer der Verwendungsgruppen L 2 die

Verwendungsgruppe S 3 und
für Lehrer der Verwendungsgruppe L 3 die Ver-

wendungsgruppe S 4.

§ 3. (1) Der der Berechnung der Dienstzulage
zugrunde zu legende Teil des Gehaltes (einschließ-
lich der für die Bemessung des Ruhegenusses an-
rechenbaren Zulagen), der dem Lehrer gebühren
würde, wenn er zum Beamten des Schulaufsichts-
dienstes der entsprechenden Verwendungsgruppe
ernannt worden wäre, beträgt bei einem Inspek-
tionsumfang
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dieses Gehaltes (einschließlich der für die Be-
messung des Ruhegenusses anrechenbaren Zu-
lagen). Bei der Ermittlung des Inspektionsum-
fanges ist jeweils von der am 1. November des
vorangegangenen Kalenderjahres im Inspektions-
bereich vorhandenen Klassenzahl auszugehen.

(2) Bei Lehrern, die mit der Fachinspektion für
einzelne Gegenstände in mehreren Bundeslän-
dern betraut werden, erhöhen sich die im Abs. 1
angeführten Hundertsätze für das zweite und
jedes weitere Bundesland um je 2 v. H.

(3) Bei Lehrern, die mit der Fachinspektion
für einzelne Gegenstände an mittleren Lehr-
anstalten und zugleich mit der Beratung der
Lehrer an Pflichtschulen betraut werden, erhöhen
sich die im Abs. 1 angeführten Hundertsätze um
2 v. H .

(4) Bei Anwendung der Absätze 2 und 3 darf
jedoch der Höchstsatz von 90 v. H . des nach
Abs. 1 in Betracht kommenden Gehaltes (ein-
schließlich der für die Bemessung des Ruhege-
nusses anrechenbaren Zulagen) nicht überschrit-
ten werden.

§ 4. (1) Die Dienstzulage beträgt in der Ver-
wendungsgruppe L 1 mindestens 450 Schilling

und in den Verwendungsgruppen L 2 mindestens
350 Schilling.

(2) Bei Anwendung der Mindestsätze des Abs. 1
darf jedoch die Dienstzulage den Unterschieds-
betrag zwischen dem Gehalt (einschließlich der
für die Bemessung des Ruhegenusses anrechen-
baren Zulagen) des Lehrers und dem Gehalt
(einschließlich der für die Bemessung des Ruhe-
genusses anrechenbaren Zulagen), den der Lehrer
erhalten würde, wenn er zum Beamten des Schul-
aufsichtsdienstes der entsprechenden Verwen-
dungsgruppe ernannt worden wäre, nicht über-
steigen.

§ 5. (1) Diese Verordnung trit t rückwirkend
mit 1. Feber 1956 in Kraft.

(2) Für die Höhe der ab 1. Feber 1956 gebüh-
renden Dienstzulagen sind die Bestimmungen
des § 91 des Gehaltsgesetzes 1956 sinngemäß an-
zuwenden.

(3) Personalzulagen und sonstige Zuwendungen,
die auf Grund der Betrauung mit der Fachinspek-
tion für einzelne Gegenstände für Zeiträume
seit dem 1. Feber 1956 gewährt worden sind,
sind auf die Dienstzulagen nach den Bestim-
mungen dieser Verordnung anzurechnen.

Drimmel

1 0 0 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes vom 2. Mai 1958, betreffend den Geltungs-
bereich der Konvention über die Rechtsstellung der Flüchtlinge.

Nach Mitteilungen des Leiters des Rechtsbüros der Vereinten Nationen haben

Ecuador am 17. August 1955 die Beitrittsurkunde zur Konvention über die Rechtsstellung der
Flüchtlinge vom 28. Juli 1951 (BGBl. Nr. 55/1955) beim Generalsekretär der Vereinten Nationen
in Übereinstimmung mit Artikel 39 Abs. 3 der Konvention hinterlegt.

Gemäß Artikel 43 Abs. 2 ist die Konvention am 15. November 1955 für Ecuador in Kraft
getreten.

Anläßlich der Hinterlegung der Beitrittsurkunde hat Ecuador folgende Erklärungen abgegeben:

(Übersetzung)

Die Regierung von Ecuador
erklärt bezüglich Artikel 1, der
sich auf die Definition des Be-
griffes „Flüchtling" bezieht, daß
ihr Beitritt zur Konvention
über die Rechtsstellung der
Flüchtlinge nicht die Annahme
der Konventionen bedeutet, die
nicht ausdrücklich durch Ecua-
dor unterzeichnet und ratifiziert
worden sind.

Ecuador erklärt außerdem be-
züglich Artikel 15, daß die An-
nahme der in diesem Artikel
enthaltenen Bestimmungen in-
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soweit beschränkt sein wird, als
diese Bestimmungen in Wider-
spruch mit den in Kraft stehen-
den verfassungsrechtlichen und
gesetzlichen Vorschriften stehen,
die Ausländern und folglich
Flüchtlingen die Mitgliedschaft
bei politischen Körperschaften
untersagen.

Ecuador erachtet sich hinsichtlich der durch die Konvention übernommenen Verpflichtungen
an lit. a des Abschnittes B. 1. des Artikels 1 der Konvention gebunden.

Island hat am 30. November 1955 die Beitrittsurkunde zur gegenständlichen Konvention beim
Generalsekretär der Vereinten Nationen in Übereinstimmung mit Artikel 39 Abs. 3 der Konvention
hinterlegt.

Gemäß Artikel 43 Abs. 2 ist die Konvention am 28. Feber 1956 für Island in Kraft getreten.

Island erachtet sich hinsichtlich der durch die Konvention übernommenen Verpflichtungen an
lit. b des Abschnittes B. 1. des Artikels 1 der Konvention gebunden.

Der Heilige Stuhl hat am 15. März 1956 die Ratifikationsurkunde zur gegenständlichen
Konvention beim Generalsekretär der Vereinten Nationen in Übereinstimmung mit Artikel 39
Abs. 2 hinterlegt.

Gemäß Artikel 43 Abs. 2 ist die Konvention am 13. Juni 1956 für den Heiligen Stuhl in Kraft
getreten.

Anläßlich der Hinterlegung der Ratifikationsurkunde hat der Bevollmächtigte des Heiligen
Stuhles folgende Erklärung abgegeben:

E r k l ä r u n g

(Übersetzung)

Ich bin beauftragt, anläßlich
der Überreichung der Ratifi-
kationsurkunde Sie davon in
Kenntnis zu setzen, daß der
Heilige Stuhl in Übereinstim-
mung mit dem Inhalt des Ar-
tikels 42 Abs. 1 der Konvention
den Vorbehalt macht, daß die
Anwendung der Konvention in
der Praxis mit dem speziellen
Status des Vatikanstaates ver-
einbar sein muß und daß die
Konvention kein Präjudiz zu
den Zulassungs- und Aufent-
haltsbestimmungen in diesem
Staat bildet.

Der Heilige Stuhl erachtet sich hinsichtlich der durch die Konvention übernommenen Ver-
pflichtungen an lit. a des Abschnittes B. 1. des Artikels 1 der Konvention gebunden.

Die Niederlande haben am 3. Mai 1956 die Ratifikationsurkunde zur gegenständlichen Kon-
vention beim Generalsekretär der Vereinten Nationen in Übereinstimmung mit Artikel 39 Abs. 2
der Konvention hinterlegt.

Gemäß Artikel 43 Abs. .2 ist die Konvention am 1. August 1956 für die Niederlande in Kraft
getreten.
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Anläßlich der Hinterlegung der Ratifikationsurkunde haben die Niederlande bzw. ihr Bevoll-
mächtigter den bei der Unterzeichnung der Konvention gemachten Vorbehalt sowie die damals
abgegebene Erklärung bestätigt und zusätzlich folgende Erklärungen abgegeben:

E r k l ä r u n g e n

(Übersetzung)

Mit Bezug auf Artikel 26
dieser Konvention behält sich
die Niederländische Regierung
das Recht vor, für bestimmte
Flüchtlinge oder Gruppen von
Flüchtlingen aus Gründen der
öffentlichen Ordnung einen
Hauptaufenthaltsort zu bestim-
men.

Bezüglich der in Artikel 40
Abs. 2 dieser Konvention er-
wähnten Notifikationen behält
sich die Niederländische Regie-
rung das Recht vor, eine Er-
klärung in Übereinstimmung
mit Abschnitt B des Artikels 1
bezüglich solcher Gebiete abzu-
geben und Vorbehalte in Über-
einstimmung mit Artikel 42
dieser Konvention zu machen.

Anläßlich der Hinterlegung
der, niederländischen Ratifika-
tionsurkunde zur Konvention
über die Rechtsstellung der
Flüchtlinge erkläre ich im Na-
men der niederländischen Regie-
rung, daß diese die Amboinesen,
die nach dem 27. Dezember 1949,
dem Zeitpunkt des Überganges
der Souveränität vom Königreich
der Niederlande auf die Repu-
blik der Vereinigten Staaten von
Indonesien, nach den Nieder-
landen gebracht wurden, nicht
als Flüchtlinge im Sinne von Ar-
tikel 1 der genannten Konven-
tion betrachtet.

Irland hat am 29. November 1956 die Beitrittsurkunde zur gegenständlichen Konvention beim
Generalsekretär der Vereinten Nationen in Übereinstimmung mit Artikel 39 Abs. 3 hinterlegt.

Gemäß Artikel 43 Abs. 2 ist die Konvention am 27. Feber 1957 für Irland in Kraft getreten.

Anläßlich der Hinterlegung der Beitrittsurkunde hat Irland folgende Erklärung abgegeben
und folgende Vorbehalte gemacht:

E r k l ä r u n g

(Übersetzung)

Nach Auffassung der irischen
Regierung sind die Worte des
englischen Textes „public order"
in Artikel 32 (1) gleichbedeu-
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tend mit „public policy" und
die Worte „in accordance with
due process of law" in Ar-
tikel 32 (2) gleichbedeutend mit
,,in accordance with a proce-
dure provided by law".

V o r b e h a l t e

Bezüglich Artikel 17 verpflich-
tet sich die irische Regierung
nicht, Flüchtlingen größere
Rechte auf entgeltliche Beschäf-
tigung einzuräumen, als sie Aus-
ländern im allgemeinen gewährt
werden.

Eine Verpflichtung zur An-
wendung des Artikels 15 über-
nimmt die irische Regierung nur
insoweit, als es nach irischem
Recht tunlich und zulässig ist.

Bezüglich Artikel 29 (1) ver-
pflichtet sich die irische Regie-
rung nicht, Flüchtlingen eine
günstigere Behandlung zu ge-
währen als Ausländern im all-
gemeinen, betreffend

a) die in Irland bei Übertra-
gungen, Abtretungen und
in Zusammenhang mit
Miet- und Pachtverhältnis-
sen und Erblassungen er-
hobene Stempelgebühr,

b) den Zollnachlaß, der in
Irland auf Blattabak, der
für die Verwendung in
Tabakfabriken bestimmt
ist, die in Irland ansässigen
irischen Staatsangehörigen
unterstehen, gewährt wird,
und

c) Einkommensteuer (ein-
schließlich Zusatzsteuer).

Irland erachtet sich hinsichtlich der durch die Konvention übernommenen Verpflichtungen an
lit. b des Abschnittes B. 1. des Artikels 1 der Konvention gebunden.

Liechtenstein hat am 8. März 1957 die Ratifikationsurkunde zur gegenständlichen Konvention
beim Generalsekretär der Vereinten Nationen in Übereinstimmung mit Artikel 39 Abs. 2 der Kon-
vention hinterlegt.

Gemäß Artikel 43 Abs. 2 ist die Konvention am 6. Juni 1957 für Liechtenstein in Kraft
getreten.
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Anläßlich der Hinterlegung der Ratifikationsurkunde hat Liechtenstein folgende Vorbehalte
gemacht:

V o r b e h a l t e
(Übersetzung)

Zu Artikel 17: Hinsichtlich
der Ausübung einer Erwerbs-
tätigkeit sind die Flüchtlinge
rechtlich den Ausländern im all-
gemeinen gleichgestellt, jedoch
mit der Maßgabe, daß die zu-
ständigen Behörden nach besten
Kräften bemüht sein werden,
die Bestimmungen dieses Arti-
kels auf sie anzuwenden.

Zu Artikel 24 Absatz 1 Buch-
staben a und b und Absatz 3:
Auf Flüchtlinge finden die für
Ausländer im allgemeinen gel-
tenden Vorschriften über die
Berufsausbildung und Lehrzeit,
die Arbeitslosenversicherung
und die Alters- und Hinterblie-
benenversicherung Anwendung.
In der Alters- und Hinterblie-
benenversicherung haben Flücht-
linge, die ihren Wohnsitz in
Liechtenstein haben (einschließ-
lich ihrer Hinterbliebenen, so-
fern die letzteren als Flüchtlinge
angesehen werden, jedoch be-
reits Anspruch auf ordentliche
Alters- und Hinterbliebenen-
renten, sofern sie Beiträge für
die Gesamtdauer von wenigstens
einem Jahr entrichtet haben,
und unter der Voraussetzung,
daß sie zehn Jahre — davon
fünf Jahre unmittelbar und un-
unterbrochen vor Eintritt des
Versicherungsfalles — in Liech-
tenstein gewohnt haben. Außer-
dem finden die Vorschriften
über die Kürzung der Renten
um ein Drittel für Ausländer
und Staatenlose gemäß Ar-
tikel 74 des Gesetzes über die
Alters- und Hinterbliebenenver-
sicherung auf Flüchtlinge keine
Anwendung. Flüchtlingen, die
in Liechtenstein wohnen und
nach Eintritt des Versicherungs-
falles keinen. Anspruch auf Al-
ters- oder Hinterbliebenenrente
haben, werden ihre eigenen Bei-
träge und außerdem die et-
waigen Beiträge ihrer Arbeit-
geber erstattet.

Liechtenstein erachtet sich hinsichtlich der durch die Konvention übernommenen Verpflich-
tungen an lit. b des Abschnittes B. 1. des Artikels 1 der Konvention gebunden.
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Das Vereinigte Königreich von Großbritannien und Nordirland hat gemäß Artikel 40 Abs. 2
der gegenständlichen Konvention die Erklärung abgegeben, daß die Konvention auf die Gebiete

Dominica, Ellice-Inseln, Falkland-Inseln, Fidschi-Inseln, Gambia, Gilbert-Inseln, Grenada,
Jamaica, Kenia, Mauritius, Schutzgebiet Salomon-Inseln, Seychellen-Inseln, Schutzgebiet Somaliland,
St. Vincent, Zypern

mit folgenden
V o r b e h a l t e n :

(Übersetzung)

i) Nach Auffassung der Re-
gierung des Vereinigten König-
reiches hindern die Artikel 8
und 9 die vorerwähnten Gebiete
nicht daran, in Kriegszeiten oder
unter anderen schwerwiegenden
und außergewöhnlichen Um-
ständen Maßnahmen gegen
einen. Flüchtling auf Grund
seiner Staatsangehörigkeit im
Interesse der nationalen Sicher-
heit zu ergreifen. Artikel 8 hin-
dert die Regierung des Vereinig-
ten Königreiches nicht an der
Ausübung von Rechten an
Eigentum oder Interessen, die sie
gegebenenfalls als alliierte oder
assoziierte Macht auf Grund
eines Friedensvertrages oder
einer anderen Vereinbarung
oder Abmachung zur Wieder-
herstellung des Friedens, die als
Folge des zweiten Weltkrieges
geschlossen wurden oder gegebe-
nenfalls geschlossen werden, er-
wirbt oder erworben hat. Fer-
ner berührt Artikel 8 nicht die
Behandlung von Eigentum oder
Interessen, die im Zeitpunkt des
Inkrafttretens des Abkommens
für die vorerwähnten Gebiete
auf Grund eines Kriegszustan-
des, der zwischen der Regierung
des Vereinigten Königreiches
und einem anderen Staat besteht
oder bestand, unter der Kon-
trolle der Regierung des Ver-
einigten Königreiches stehen.

ii) Die Regierung des Ver-
einigten Königreiches nimmt
Artikel 17 Abs. 2 hinsichtlich
seiner Anwendung auf die vor-
erwähnten Gebiete mit der
Maßgabe an, daß die Worte
„drei Jahre" in lit. a durch die

den und daß lit. c entfällt.

iii) Die Regierung des Ver-
einigten Königreiches kann sich
lediglich verpflichten, daß Ar-
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tikel 24 Abs. 1 lit. b und Abs. 2
auf die vorerwähnten Gebiete
angewendet werden, soweit dies
gesetzlich zulässig ist.

iv) Die Regierung des Ver-
einigten Königreiches kann sich
nicht verpflichten, daß Ar-
tikel 25 Abs. 1 und 2 in den
vorerwähnten Gebieten in Kraft
gesetzt wird; sie kann sich ledig-
lich verpflichten, daß Absatz 3
in den vorerwähnten Gebieten
angewendet wird, soweit dies
gesetzlich zulässig ist.

auf Sansibar und St. Helena mit den unter (i), (iii) und (iv) genannten Vorbehalten,

auf Britisch-Honduras mit einem Ziffer (i) entsprechenden Vorbehalt Anwendung findet.

Die Konvention ist gemäß Artikel 40 Abs. 2 für die genannten Gebiete mit Ausnahme von
Britisch-Honduras am 23. Jänner 1957, für letzteres Gebiet am 17. September 1957 in Kraft
getreten.

Die Bundesrepublik Deutschland hat dem Generalsekretär der Vereinten Nationen mitgeteilt,
daß die gegenständliche Konvention von dem Zeitpunkt an, in welchem sie für die Bundesrepublik
Deutschland in Kraft getreten ist, auch für das Land Berlin Anwendung findet.

Marokko und Tunesien haben die Erklärungen abgegeben, daß sie die Verpflichtungen, die sich
aus der Ratifikation der Konvention durch Frankreich ergeben, übernehmen und sich als Vertrags-
partner der Konvention betrachten.

Die beiden obgenannten Staaten erachten sich hinsichtlich der durch die Konvention über-
nommenen Verpflichtungen an lit. b des Abschnittes B. 1. des Artikels 1 der Konvention gebunden.

Raab

1 0 1 .

Notenwechsel zwischen der österreichischen Botschaft Rio de Janeiro und dem brasilianischen
Außenministerium über den Abschluß eines Zahlungs- und Warenaustauschabkommens.

Rio de Janeiro, am 27. Februar 1958.

Österreichisch-brasilianisches
Zahlungs- und Warenaustauschabkommen.

Herr Staatsminister!

Ich beehre mich, Euer Exzellenz mitzuteilen,
daß sich die österreichische Regierung im Hin-
blick auf den vor kurzem erfolgten Beitritt
Österreichs zum System der Europäischen Multi-
lateralen Devisenarbitrage, eingeführt am 18. Mai
1953 zwischen einer Reihe von OEEC-Staaten,
einverstanden erklärt, die Bestimmungen des
österreichisch-brasilianischen Zahlungs- und
Warenaustauschabkommens vom 4. Juli 1956
durch folgende zu ersetzen:

Artikel I.

(1) Die Zahlungen zwischen dem österreichi-
schen und dem brasilianischen Währungsgebiet
werden durch das vorliegende Abkommen ge-
regelt.

(2) Im Sinne dieses Abkommens gilt als „öster-
reichisches Währungsgebiet" das Gebiet der Re-
publik Österreich, als „brasilianisches Währungs-
gebiet" das Gebiet der Vereinigten Staaten von
Brasilien.

Artikel II.

(1) Die Oesterreichische Nationalbank führt
für den Banco do Brasil ein auf kreditorischer
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Basis zu unterhaltendes zins- und spesenfreies
Konto in Schilling.

(2) Österreichische ermächtigte Kreditunter-
nehmungen können für den Banco do Brasil und
für entsprechend ermächtigte brasilianische Ban-
ken Schillingkonten führen.

(3) Über die in den Absätzen 1 und 2 genann-
ten Konten können alle Zahlungen unter Be-
achtung der jeweils in beiden Ländern geltenden
Vorschriften über den Zahlungsverkehr mit dem
Ausland geleistet werden.

(4) Zahlungen zwischen dem österreichischen
Währungsgebiet und dem brasilianischen Wäh-
rungsgebiet können auch in anderen Währungen
geleistet werden, soweit dies die in beiden Wäh-
rungsgebieten geltenden Vorschriften über den
Zahlungsverkehr mit dem Ausland zulassen.

Artikel III.

Die Anlagen I und II des vorliegenden Ab-
kommens bilden einen integrierenden Bestandteil
desselben.

Artikel IV.

Die Oesterreichische Nationalbank und der
Banco do Brasil werden einverständlich die zur
Durchführung des vorliegenden Abkommens
notwendigen technischen Einzelheiten festlegen.

Artikel V.

(1) Bei wesentlicher Änderung der Grundlagen
des Handels- und Zahlungsverkehrs, auf denen
dieses Abkommen beruht, kann jeder Vertrags-
partner die sofortige Aufnahme von Verhand-
lungen zwecks Anpassung des vorliegenden Ab-
kommens an die geänderte Lage verlangen.

(2) Gelangen innerhalb zweier Monate, vom
Tage des Ersuchens um Aufnahme neuer Ver-
handlungen, die Vertragschließenden Teile zu
keinem neuen Abkommen, verkürzt sich die in
Artikel VII festgelegte Kündigungsfrist auf
einen Monat.

Artikel VI.

Das vorliegende Abkommen ersetzt das Zah-
lungs- und Warenaustauschabkommen zwischen
Österreich und den Vereinigten Staaten von
Brasilien vom 4. Juli 1956.

Artikel VII.

(1) Das vorliegende Abkommen tr i t t mit dem
Tage seiner Unterzeichnung in Kraft und kann
jederzeit mit einer dreimonatigen Frist gekündigt

(2) Diese Note sowie die Euer Exzellenz
gleichen Datums und gleichen Inhalts stellen ein
Abkommen zwischen den Regierungen Öster-
reichs und der Vereinigten Staaten von Brasilien
dar.

Ich benütze den Anlaß, um Eurer Exzellenz den
Ausdruck meiner ausgezeichneten Hochachtung
zu versichern.

Dr. Gohn m. p .

Seiner Exzellenz

Herrn Botschafter José Carlos de Macedo Soares
Staatsminister für Auswärtige Angelegenheiten
R i o de J a n e i r o

Anlage I.

Protokoll über den Zahlungsverkehr.

1. Die brasilianischen Ausfuhren nach Öster-
reich werden in Brasilien die gleiche Behandlung
erfahren wie die Ausfuhren, welche in frei kon-
vertierbaren Währungen oder in Währungen
derjenigen Länder bezahlt werden, die an dem
brasilianischen System multilateraler Zahlungen
teilnehmen.

2. Für Zahlungen, welche gemäß den bestehen-
den brasilianischen gesetzlichen Bestimmungen
über den freien Devisenmarkt abzuwickeln sind,
wird der Kurs des Schillings zwischen den Be-
teiligten frei vereinbart werden.

3. Die zuständigen österreichischen Behörden
werden in bezug auf den Warenverkehr zwischen
Österreich und den Vereinigten Staaten von
Brasilien keine internen Maßnahmen treffen,
welche Abweichungen von der Parität des Schil-
lings gegenüber den unter Punkt 1 genannten
Währungen zur Folge haben und damit Än-
derungen in der Preisgestaltung brasilianischer
Waren hervorrufen könnten.

4. Die zuständigen österreichischen Stellen
werden bei Ausgabe der für Transitgeschäfte mit
brasilianischen Waren notwendigen Genehmi-
gungen den österreichischen Exporteuren die
Verpflichtung auferlegen, Waren, für welche
beim Wiederverkauf frei konvertierbare Wäh-
rungen erzielt wurden, nach Brasilien in frei
konvertierbaren Währungen zu bezahlen.

5. Die Einfuhren, deren Bezahlung in Wäh-
rungen der am brasilianischen System multi-
lateraler Zahlungen teilnehmenden Länder er-
folgt, werden in Brasilien gleiche Behandlung
erfahren.

6. Überweisungen zwischen den in Art. II
(Abs. 1 und 2) vorgesehenen Konten sind mög-
lich; desgleichen können die Inhaber solcher
Konten die Salden in Währungen aller jener
Länder konvertieren, die an dem im Abs. 1
dieses Protokolls erwähnten multilateralen Zah-
lungssystems mit Brasilien teilnehmen.

Rio de Janeiro, am 27. Februar 1958.
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Anlage II.

Protokoll über den Warenaustausch.
1. Die zuständigen Behörden Österreichs und

der Vereinigten Staaten von Brasilien behalten
sich vor, Ursprungszeugnisse für die einzuführen-
den Waren zu verlangen, die von den Erzeu-
gungsländern auszustellen sind.

2. In dem Bestreben, den multilateralen Handel
zwischen Österreich, den Vereinigten Staaten von
Brasilien und anderen Ländern, die an dem
brasilianischen System multilateraler Zahlungen
teilnehmen, zu erleichtern, wird die Einfuhr von
Waren, die in irgendeinem der in Frage stehen-
den Länder hergestellt wurden, aus anderen Teil-
nehmerstaaten desselben Systems zugelassen.

3. Um die Handelsbeziehungen zwischen
Österreich und Brasilien zu vertiefen, werden die
österreichischen Behörden automatisch und ohne
jede Beschränkung die Einfuhr der nachstehen-
den brasilianischen Erzeugnisse bewilligen: Kaffee,
Baumwolle, Kakaobohnen, Kakaobutter, Car-
naubawachs, Bananen, Felle und Häute (getrock-
net und gesalzen), Baumwollsaatöl, Erdnußöl,
Sojabohnenöl, Rizinusöl, Oiticicaöl, Babaçuöl,
Eisenerz, Sisal, Reis, Blutmehl, getrocknetes oder
pulverisiertes Blut, Därme und Maté geröstet.
Gleiche Behandlung wird anderen brasilianischen
Produkten auf Grund einer dahingehenden
Empfehlung der in Punkt 5 dieses Protokolls
vorgesehenen Gemischten Kommission zuteil.

4. Jeden Monat werden eingehende Informa-
tionen über den Handelsverkehr zwischen Öster-
reich und Brasilien ausgetauscht, wobei die Form
zwischen den hiefür zuständigen Stellen verein-
bart wird.

5. Es wird eine Gemischte Kommission, die
in Wien oder in Rio de Janeiro zusammentreten
wird, mit folgender Zuständigkeit gebildet wer-
den:

a) Beobachtung der Entwicklung des Handels-
und Zahlungsverkehrs;

b) Ausarbeitung von Vorschlägen und An-
regungen zur Vertiefung der wirtschaft-
lichen Beziehungen zwischen den beiden
Vertragschließenden Teilen;

c) Gemeinsames Studium der Anwendung
und Auslegung dieses Protokolls im Falle
von Meinungsverschiedenheiten;

d) Studium weiterer Fragen, welche hinsicht-
lich der Handels- und Zahlungsbeziehun-
gen zwischen den beiden Ländern auf-
tauchen könnten.

6. Die Gemischte Kommission wird sich aus
Vertretern der Regierung beider Vertrag-
schließenden Teile, der Oesterreichischen Natio-
nalbank und des „Banco do Brasil" zusammen-
setzen und kann notwendigenfalls durch Sachver-
ständige aus Industrie, Handel und Landwirt-
schaft ergänzt werden.

Sie tritt über Ersuchen eines der Vertrag-
schließenden Teile spätestens innerhalb eines
Monats zusammen.

7. Einen Monat nach Inkrafttreten des vor-
liegenden Abkommens werden die Regierungen
Österreichs und der Vereinigten Staaten von Bra-
silien ihre Vertreter in der erwähnten Kommis-
sion benennen.

8. Ein etwaiges Außerkrafttreten des vorlie-
genden Abkommens läßt die Gültigkeit der Ein-
und Ausfuhrgenehmigungen unberührt.

9. Die zuständigen Behörden der Vereinigten
Staaten von Brasilien werden ihre besondere
Aufmerksamkeit der Prüfung von Ansuchen um
Verlängerung der Laufzeit von Einfuhrgenehmi-
gungen zuwenden, die aus Österreich her-
rührende Maschinen und Ausrüstungen betreffen,
deren Herstellungszeit aus gerechtfertigten Grün-
den die Laufzeit der entsprechenden Einfuhr-
genehmigung überschritten hat.

Rio de Janeiro, am 27. Februar 1958.

Das in dieser Note enthaltene Abkommen sowie die Anlagen I und II hiezu sind auf Grund
einer gleichlautenden Note des brasilianischen Außenministeriums am 27. Februar 1958 in Kraft
getreten. Durch dieses Abkommen ist das bisherige österreichisch-brasilianische Zahlungs- und
Warenaustauschabkommen (BGBl. Nr. 46/1947) ersetzt worden.

Raab


